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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 6/12 B 
 
L 15 U 378/10 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 14 U 55/04 (SG Detmold) 
 
 
 
……………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
 

g e g e n 
 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Nordrhein-Westfalen, 
Hoher Heckenweg 76-80, 48147 Münster, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg. 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. März 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 11. Oktober 2011 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens. 

 

Der Streitwert wird auf 5000 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des LSG ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Die 

Klägerin hat entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 

SGG (grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend 

dargelegt noch bezeichnet. 

 

Soweit sich die Klägerin auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechts-

sache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG beruft, ist ua versäumt worden, die allgemeine Bedeutung 

sowie die Klärungsbedürftig- und Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Fragen aufzuzeigen (vgl 

BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 11 RdNr 19 und Nr 9 RdNr 4, jeweils mwN). 

 

Hinsichtlich der geltend gemachten Divergenz zu Entscheidungen des BSG genügt es nicht, die 

eigene Ansicht darzustellen, dass das LSG seinem Urteil nicht die höchstrichterliche 

Rechtsprechung zugrunde gelegt habe. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, 

sondern die Nichtübereinstimmung zweier tragender Rechtssätze zur Auslegung einer 

Vorschrift des Bundesrechts kann unter weiteren Voraussetzungen die Zulassung der Revision 

wegen Divergenz begründen (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 6 RdNr 5 mwN). Inwieweit das 

LSG die Rechtsprechung des BSG nicht nur nicht beachtet oder unzutreffend angewandt, 

sondern in Frage gestellt und andere rechtliche Maßstäbe bei seiner Entscheidung 

herangezogen hätte (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 4 RdNr 6 mwN), geht aus der 

Beschwerdebegründung nicht hervor. Im Kern beanstandet die Klägerin die Richtigkeit der 

angegriffenen Entscheidung. Darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision jedoch nicht gestützt werden. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG; zur 

verfassungsrechtlichen Zulässigkeit einer solchen Verfahrensweise vgl BVerfG vom 8.12.2010 

- 1 BvR 1382/10 - FamRZ 2011, 540 ff). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 154 Abs 2 Verwaltungs-

gerichtsordnung. 

 

Die Streitwertfestsetzung folgt aus § 197a Abs 1 Satz 1 Halbs 1 SGG iVm § 52 Abs 2, § 47 

Abs 1 Satz 1 und Abs 3 Gerichtskostengesetz (GKG). Für die Festsetzung des Streitwerts fehlt 

es vorliegend an hinreichenden Anhaltspunkten. Für solche Fälle sieht § 52 Abs 2 GKG einen 

Auffangstreitwert von 5000 Euro vor (vgl BSG vom 18.1.2011 - B 2 U 16/10 R - zur Veröffentli-

chung in SozR 4-2700 § 123 Nr 2 vorgesehen). 
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